
NEUBEKANNTMACHUNG DER HABILITATIONSORDNUNG DER MEDIZINISCHEN 
FAKULTÄT DER  

HEINRICH-HEINE-UNIVERSITÄT DÜSSELDORF 
 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 68 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein- Westfalen (Hochschulgesetz – HG) in der Fassung des 
Hochschulzukunftsgesetzes (HZG NRW) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 2014 Seite 
547), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 17. Oktober 2017 (GV.NRW. Seite 
806) hat die Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf folgende Habilitationsordnung der 
Medizinischen Fakultät erlassen:  
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§ 1 Zweck der Habilitation 

 

(1) Die Habilitation dient der förmlichen Feststellung der Befähigung, ein 

wissenschaftliches Fach in Forschung und Lehre selbstständig zu vertreten. 

(2) Die Habilitation ist Voraussetzung für die Verleihung der Venia Legendi. 

 

§ 2 Habilitationskommission 

 

(1) Der Habilitationskommission gehören die Dekanin oder der Dekan oder stellvertretend 

eine Prodekanin oder ein Prodekan, acht habilitierte oder im Professorenamt hauptamtlich 

tätige Mitglieder der Medizinischen Fakultät sowie bis zu vier habilitierte oder im 

Professorenamt hauptamtlich tätige Stellvertreterinnen oder Stellvertreter ohne 

persönliche Zuordnung an. Die Beschlussfähigkeit der Kommission ist gegeben, wenn vier 

der oben genannten Mitglieder und die Dekanin oder der Dekan   oder eine Prodekanin 

oder ein Prodekan anwesend sind. Virtuelle Sitzungen sind grundsätzlich möglich, sofern 

kein Mitglied widerspricht. Beschlüsse können auch im Umlaufverfahren gefasst werden, 

wenn alle Gremienmitglieder sich mit der Art der Beschlussfassung einverstanden erklären 

oder sich an ihr beteiligen. Die Mitglieder, die oder der Vorsitzende und die 

Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden vom Fakultätsrat gewählt. Ihre Amtszeit 

beträgt zwei Jahre. Wiederwahl ist statthaft. Der Fakultätsrat kann darüber hinaus 

beratende Mitglieder ohne Stimmrecht wählen. 

(2) Zu den Aufgaben der Habilitationskommission gehören: 

a) Prüfung der Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen zur Habilitation gemäß § 3 Abs. 

5 und § 7 Abs. 1, 

b) Vorbereitung der Entscheidung über die Annahme der schriftlichen Habilitationsleistung, 

c) Vorbereitung der Entscheidung über die Bezeichnung des Faches, für das die 

Habilitation und ggf. die Venia Legendi angestrebt wird, 

d) Vorbereitung der Entscheidung über den Widerruf der Habilitation gemäß § 15, 

e) Vorbereitung der Entscheidung über den Widerruf oder die Rücknahme der Venia Legendi 

gemäß § 16, 

f) Vorbereitung der Entscheidung über den Antrag auf Umhabilitation gemäß § 17, 



g) Vorbereitung der Anpassung der Habilitationsordnung an neue gesetzliche 

Bestimmungen und an die Entwicklung der medizinischen Wissenschaften. 

 

(3) Die Habilitationskommission ist für die Durchführung des Habilitationsverfahrens 

verantwortlich. Die Dauer des gesamten Verfahrens bis zum Habilitationskolloquium soll 12 

Monate ab Einreichung des Habilitationsantrages nicht überschreiten. Beschlüsse bedürfen 

der einfachen Mehrheit und sind in einem Protokoll schriftlich niederzulegen. Abgestimmt 

wird offen und namentlich. Die Mitglieder der Habilitationskommission haben das Recht auf 

Einsichtnahme in alle Habilitationsunterlagen. 

 

§ 3  

Zulassungsvoraussetzungen 

 

(1) Voraussetzung für die Zulassung zur Habilitation ist ein qualifizierter Doktorgrad einer 

deutschen wissenschaftlichen Hochschule oder eines gleichwertigen akademischen 

Qualifikationsverfahrens einer ausländischen wissenschaftlichen Hochschule. 

(2)  Voraussetzung für die Zulassung zur Habilitation ist in der Regel ein nicht nur 

vorrübergehendes hauptberufliches Beschäftigungsverhältnis mit der Heinrich-Heine-

Universität Düsseldorf, dem Universitätsklinikum Düsseldorf oder mit einer auf Basis eines 

Kooperationsvertrages verbundenen Einrichtung.  Hauptberuflich ist die Tätigkeit 

grundsätzlich, wenn sie mit mindestens der Hälfte der nach für sie geltenden dienst- oder 

tarifrechtlichen Bestimmungen über die regelmäßige Arbeitszeit ausgeübt wird. Nicht nur 

vorübergehend ist eine Tätigkeit, die auf mehr als sechs Monate innerhalb eines Jahres 

angelegt ist. Unbeschadet dessen gilt § 9 (1) Satz 3 HG NRW. In begründeten 

Ausnahmefällen kann die Dekanin oder der Dekan, auf Grundlage eines begründeten 

schriftlichen Antrags der/des Antragstellenden und nach vorheriger Befassung in der 

Habilitationskommission und Empfehlung durch die Habilitationskommission Bewerberinnen 

und Bewerber zulassen, die ein nachweislich enges wissenschaftliches 

Kooperationsverhältnis mit einer Einrichtung der Medizinischen Fakultät oder dem 

Universitätsklinikum Düsseldorf unterhalten und Zugang zu den für Forschung und Lehre 

erforderlichen Ressourcen an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf oder dem 

Universitätsklinikum Düsseldorf besitzen, welche die Durchführung von Forschung und Lehre 

im Habilitationsfach dauerhaft ermöglichen. 

(1)(3)  



(2)(4)  Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss einen über die Promotionsarbeit hinaus 

gehenden signifikanten wissenschaftlichen Beitrag zu dem Fach, für das die Habilitation 

angestrebt wird, geleistet haben und eine in der Regel mindestens vierjährige 

wissenschaftliche Tätigkeit nach der Promotion nachweisen. Die wissenschaftliche 

Qualifikation soll durch Veröffentlichungen in wissenschaftlichen Zeitschriften mit 

Gutachtersystem belegt werden. Dabei kommt Arbeiten in hauptverantwortlicher 

Autorenschaft ein besonderer Stellenwert zu (s. Anhang). 

(3)(5) Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss über Erfahrungen in der 

Hochschullehre verfügen, die im Verlauf einer mindestens dreijährigen regelmäßigen 

Lehrtätigkeit und vorzugsweise im Pflichtunterricht des Faches, für das die Habilitation 

angestrebt wird, erworben wurden und vom Dekanat der Medizinischen Fakultät auf dem 

dafür vorgesehen Formblatt schriftlich bestätigt werden. Hinsichtlich der Anrechenbarkeit von 

Lehrleistungen im Rahmen der Antragstellung wird auf die im Anhang dieser Ordnung 

hinterlegten Ausführungen verwiesen. Im Rahmen der Lehrtätigkeit sollen Möglichkeiten der 

didaktischen Fortbildung sowie der Lehrevaluation wahrgenommen werden (s. Anhang). 

Weiterhin muss die Teilnahme an einer Fortbildung zur guten wissenschaftlichen Praxis und 

eine kontinuierliche Teilnahme an Fortbildungen im Bereich Kernkompetenzen für 

Nachwuchswissenschaftler/innen und Lehrende nachgewiesen werden (s. Anhang). 

(4)(6) Wird die Habilitation in einem Fach angestrebt, das der unmittelbaren oder mittelbaren 

Krankenversorgung dient, so ist der erfolgreiche Abschluss der Weiterbildung durch den 

Nachweis der Anerkennung als Gebietsärztin oder Gebietsarzt oder Gebietszahnärztin oder 

Gebietszahnarzt, soweit für das betreffende Fachgebiet nach den gesetzlichen Vorschriften 

eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist, nachzuweisen. In Fächern ohne 

Aufgaben in der Krankenversorgung ist der Nachweis einer in der Regel vierjährigen 

qualifizierenden Tätigkeit in dem Fach für das die Habilitation angestrebt wird nachzuweisen. 

(5)(7) Ob die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sind, wird von der Habilitationskommission 

festgestellt (§ 7). Konkrete Ausführungs- und Bewertungshinweise zu den 

Zulassungsvoraussetzungen und zu weiteren Bestimmungen der Habilitationsordnung 

befinden sich im Anhang zu dieser Ordnung. 

(6)(8) Die Zulassung zum Habilitationsverfahren muss verwehrt werden, wenn bereits an 

anderer Stelle ein Antrag auf Habilitation gestellt wurde und dieses Verfahren noch nicht 

beendet ist oder wenn zwei frühere Habilitationsverfahren gescheitert sind. Hierzu zählen 

auch Verfahren an anderen wissenschaftlichen Hochschulen. 

 



 

§ 4 

Schriftliche Habilitationsleistung 

 

(1) Als schriftliche Habilitationsleistung, aus der die Eignung der Antragstellerin oder des 

Antragstellers zu selbstständiger Forschung hervorgehen muss, können vorgelegt werden: 

a) Eine publikationsbasierte („kumulative“) Habilitationsschrift, die aus mehreren eigenen 

bereits veröffentlichten oder zur Veröffentlichung angenommenen Publikationen in 

international ausgewiesenen Fachzeitschriften besteht (s. Anhang). Diese Publikationen 

müssen einen wesentlichen wissenschaftlichen Fortschritt in dem Fach, für das die 

Habilitation angestrebt wird, erkennen lassen. Eine kumulative Arbeit kann nur dann als 

schriftliche Habilitationsleistung anerkannt werden, wenn die Publikationen in einem inneren 

wissenschaftlichen Zusammenhang stehen. Im Falle einer derartigen kumulativen 

schriftlichen Habilitationsleistung müssen der wissenschaftliche Zusammenhang der 

getrennt publizierten Ergebnisse und die Gesamtwertung dieser Ergebnisse aus einer 

ausführlichen Einführung in die Thematik sowie einer ausführlichen Diskussion und 

Zusammenfassung der Ergebnisse hervorgehen. Sie kann auch in englischer Sprache 

verfasst sein und muss in diesem Fall eine deutschsprachige Zusammenfassung enthalten. 

b) Nach Beantragung bei und Genehmigung durch die Habilitationskommission eine 

eigenständige wissenschaftliche Monographie (oder eine Übersichtsarbeit besonderer 

Qualität) in deutscher oder englischer Sprache als Habilitationsschrift, die auf eigenen 

wissenschaftlichen Arbeiten basiert und einen wesentlichen wissenschaftlichen Fortschritt in 

dem Fach, für das die Habilitation angestrebt wird, erkennen lässt. 

(2) Bei allen Arbeiten, die aus der gemeinsamen Forschung mehrerer Personen 

hervorgegangen sind, muss die eigenständige wissenschaftliche Leistung der Antragstellerin 

oder des Antragstellers eindeutig und ausführlich dargestellt werden und für sich bewertbar 

sein. Dies muss bei Antragstellung in einer eidesstattlichen Versicherung erklärt werden. 

(3) Arbeiten, mit denen die Zulassungsvoraussetzungen nach § 3 Abs. 1 erfüllt wurden, 

dürfen nicht als schriftliche Habilitationsleistung verwendet werden. 

 

§ 5  

Mündliche Habilitationsleistung 

 


